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NEUES VOM EUGH 

Deutsche Regelung zur Organ-
schaft vom Generalanwalt nicht 
beanstandet 
EuGH, Schlussanträge des Gene-
ralanwalts vom 16. Mai 2024 – 
Rs. C-184/23 – Finanzamt T II 

Der Generalanwalt beim EuGH 
hat am 16. Mai 2024 seine 
Schlussanträge zur Regelung bei 
der deutschen Organschaft veröf-
fentlicht (EuGH Rs. C-184/23). 
Dem lag das Vorabentschei-
dungsersuchen des BFH zu 
Grunde (BFH-Beschluss v. 26. Ja-
nuar 2023 (V R 20/22)): 

Fragen des BFH im Verfahren 
C-184/23 
1. Führt die Zusammenfassung 
mehrerer Personen zu einem 
Steuerpflichtigen nach Art. 4 Abs. 
4 Unterabs. 2 der Richtlinie 
77/388/EWG dazu, dass entgeltli-
che Leistungen zwischen diesen 
Personen nicht dem Anwendungs-
bereich der Mehrwertsteuer nach 
Art. 2 Nr. 1 dieser Richtlinie unter-
liegen? 

2. Unterliegen entgeltliche Leis-
tungen zwischen diesen Personen 
jedenfalls dann dem Anwen-
dungsbereich der Mehrwertsteuer, 
wenn der Leistungsempfänger 
nicht (oder nur teilweise) zum Vor-
steuerabzug berechtigt ist, da an-
sonsten die Gefahr von Steuerver-
lusten besteht? 

Mehrere Generalanwälte hätten 
nach der Auffassung des BFH in 
ihren Schlussanträgen unter-
schiedliche Auffassungen zu der 
Frage vertreten, ob Innenumsätze 
zwischen den Gruppenmitgliedern 
dem Anwendungsbereich der 
Steuer unterliegen und damit 
steuerbar seien. 

So sollen einerseits entgeltliche 
Umsätze, die zwischen den ein-
zelnen Mitgliedern einer Mehr-
wertsteuergruppe bewirkt werden, 
als Insichgeschäfte der Gruppe 
gelten und demzufolge mehrwert-
steuerrechtlich nicht existent sein 
(Schlussanträge des Generalan-
walts Jääskinen in den Rechtssa-
chen Kommission/Irland vom 27. 
November 2012 – C-85/11, Rz 42, 
und Kommission/Schweden vom 
27. November 2012 – C-480/10, 
Rz 40; Schlussanträge des Gene-
ralanwalts Mengozzi in den 
Rechtssachen Larentia + Minerva 
und Marenave Schiffahrt vom 26. 
März 2015 – C-108/14 und C-
109/14, Rz 49). Sie böten keinen 
Anlass für die Erhebung oder Ver-
rechnung von Mehrwertsteuer 
(Schlussanträge des Generalan-
walts van Gerven in der Rechtssa-
che Polysar Investments Nether-
lands vom 24. April 1991 – C-
60/90, Rz 9). 

Andererseits sollen die Innenum-
sätze zwischen den Gruppenmit-
gliedern dem Anwendungsbereich 
der Steuer unterliegen und damit 
steuerbar sein (Schlussanträge 
der Generalanwältin Medina in der 
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Rechtssache Finanzamt T vom 
27. Januar 2022 – C-269/20, Rz 
36 f., und in der Rechtssache 
Norddeutsche Gesellschaft für Di-
akonie vom 13. Januar 2022 – C-
141/20, Rz 64 und 73 mit Berech-
nungsbeispiel). 

Schlussanträge des Generalan-
walts vom 16. Mai 2024 
Aus den Erwägungen des Gene-
ralanwalts folgt, dass die mit Art. 4 
Abs. 4 Unterabs. 2 in Verbindung 
mit Art. 2 Nr. 1 der Sechsten 
Richtlinie verfolgten Ziele entge-
gen der Auffassung des vorlegen-
den Gerichts einer Auslegung die-
ser Bestimmungen dahin, dass 
die Innenumsätze einer Mehr-
wertsteuergruppe nicht der Mehr-
wertsteuer unterliegen, nicht ent-
gegenstehen. 

Der Generalanwalt schlägt dem 
EuGH vor, auf die Vorlagefragen 
des BFH wie folgt zu antworten: 

Art. 2 Nr. 1 und Art. 4 Abs. 4 Un-
terabs. 2 der Richtlinie 
77/388/EWG sind dahin auszule-
gen, dass entgeltliche Leistungen 
zwischen Personen, die einem 
Zusammenschluss rechtlich unab-
hängiger, aber durch gegenseitige 
finanzielle, wirtschaftliche und or-
ganisatorische Beziehungen eng 
miteinander verbundener Perso-
nen gemäß Art. 4 Abs. 4 Unter-
abs. 2 der Sechsten Richtlinie 
77/388 in der durch die Richtlinie 
2000/65 geänderten Fassung an-
gehören, nicht in den Anwen-
dungsbereich der Mehrwertsteuer 
fallen, und zwar selbst dann nicht, 
wenn der Leistungsempfänger 
nicht (oder nur teilweise) zum Vor-
steuerabzug berechtigt ist. 

Bitte beachten Sie:  
Nach dem Generalanwalt fallen 
Innenumsätze innerhalb der  
Organschaft nicht in den Anwen-
dungsbereich der Mehrwertsteuer 
bzw. sind nach deutscher Termi-
nologie nicht umsatzsteuerbar. 
Wenn der EuGH diese Auffassung 
übernehmen sollte, dann kann es 

bei der deutschen Auffassung zur 
Organschaft im Hinblick auf die 
nicht steuerbaren Innenumsätze 
(wie bisher) verbleiben. Es bleibt 
aber weiterhin spannend, ob der 
EuGH tatsächlich den Argumen-
ten des Generalanwaltes folgen 
wird. Für den beim EuGH zugrun-
deliegenden Sachverhalt ist noch 
die Richtlinie 77/388/EWG (6. 
Richtlinie) anzuwenden, wie man 
aus der Vorlagefrage des BFH 
entnehmen kann. Im Endeffekt 
spielt dies aber keine entschei-
dende Rolle, da auch die MwSt-
SystRL insoweit keine maßgeben-
den Änderungen enthält, sodass 
die Entscheidung des EuGH auch 
auf spätere Streitfälle, die mit der 
Nachfolgeregelung in der MwSt-
SystRL gelöst werden müssen, 
übertragbar sein dürfte. 

 

Ladepunkte für Elektrofahr-
zeuge 
EuGH, Schlussanträge der Gene-
ralanwältin vom 25. April 2024 – 
Rs. C-60/23 – DCS 

Die Schlussanträge der General-
anwältin betreffen die umsatzsteu-
erliche Qualifikation der Leistung 
eines Unternehmers im Zusam-
menhang mit der Nutzung eines 
Elektrofahrzeugs, das an einem 
Ladepunkt eines anderen Unter-
nehmers aufgeladen wird.  

Sachverhalt 
Der Sitz der wirtschaftlichen Tätig-
keit von DCS ist in Deutschland, 
sie hat keine feste Niederlassung 
in Schweden. Diese Gesellschaft 
stellt Nutzenden von Elektrofahr-
zeugen in Schweden Zugang zu 
einem Netzwerk von Ladepunkten 
zur Verfügung. Dieses Netzwerk 
stellt den Nutzenden in Echtzeit 
Informationen über die Preise, 
Standorte und Verfügbarkeit der 
Ladepunkte neben Funktionen für 
das Auffinden von Ladepunkten 
sowie für die Routenplanung zur 
Verfügung. 

Die Ladepunkte, die zum Netz-
werk gehören, werden nicht von 
DCS bereitgestellt, sondern von 
Ladepunktbetreibern, mit denen 
DCS Verträge abgeschlossen hat. 
Um Fahrzeuge an den Ladestatio-
nen aufzuladen, stattet DCS die 
Nutzenden mit einer Karte und ei-
ner Authentifizierungsapplikation 
aus (im Folgenden: Karten- bzw. 
Applikationsnutzer). Bei Verwen-
den der Karte oder Applikation 
wird das Aufladen beim Lade-
punktbetreiber registriert, der 
dann DCS diesen Ladevorgang in 
Rechnung stellt. Die Rechnung-
stellung erfolgt monatlich am 
Ende eines Kalendermonats mit 
einer Zahlungsfrist von 30 Tagen. 

Auf Basis der von den Ladepunkt-
betreibern erhaltenen Rechnun-
gen stellt DCS den Karten- bzw. 
Applikationsnutzenden Rechnun-
gen aus, erstens für die pro Monat 
gelieferte Menge Elektrizität und 
zweitens für den Zugang zum 
Netzwerk und die Nebenleistun-
gen. Der Preis für die gelieferte 
Elektrizität schwankt abhängig 
von der Lademenge, für den Zu-
gang und den Netzwerkdienst 
wird eine feststehende Gebühr 
verrechnet, die unabhängig davon 
in Rechnung gestellt wird, ob die 
Nutzenden während des Zeit-
raums überhaupt Elektrizität ge-
kauft haben oder nicht. Es ist nicht 
möglich, nur Elektrizität von der 
Gesellschaft zu kaufen, ohne zu-
gleich für den Zugang zum Netz-
werk zu bezahlen. 

Im Jahr 2021 beantragte DCS 
beim Steuerrechtsausschuss, 
Schweden, einen Vorbescheid. 
2022 erließ diese Regierungsbe-
hörde einen solchen Vorbescheid, 
in dem sie die Lieferungen von 
DCS als komplexe Umsätze beur-
teilte, die hauptsächlich durch die 
Lieferung von Elektrizität an die 
Nutzenden charakterisiert würden, 
wobei Schweden als Ort der Liefe-
rungen anzunehmen sei. 
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Die schwedische Finanzbehörde 
brachte beim Obersten Verwal-
tungsgericht, dem vorlegenden 
Gericht, eine Klage ein, mit der es 
die Bestätigung dieses Vorbe-
scheids begehrte. DCS wandte 
sich mit einem Begehren auf Än-
derung des Vorbescheids an die-
ses Gericht. Vor dem nationalen 
Gericht machte DCS geltend, 
dass zwei getrennte Leistungen 
vorlägen, die Lieferung von Elek-
trizität und die Erbringung einer 
Dienstleistung – die Erleichterung 
des Zugangs zu einem Netzwerk 
von Ladepunkten – und dass folg-
lich nur der Teil der Leistungen, 
der die Lieferung von Elektrizität 
betreffe, in Schweden zu besteu-
ern sei. 

Der Steuerrechtsausschuss ist ge-
teilter Ansicht. Auf der einen Seite 
ist die Mehrheit der Mitglieder der 
Auffassung, dass die Ladepunkt-
betreiber DCS Elektrizität liefern 
würden, die diese wiederum den 
Nutzenden liefere. Es handele 
sich also um eine Kette von Vor-
gängen, bei denen die Ladepunkt-
betreiber keine Vertragsverpflich-
tungen gegenüber jenen 
Nutzenden hätten. 

Auf der anderen Seite vertritt in-
nerhalb des Steuerrechtsaus-
schusses eine Minderheit die An-
sicht, dass DCS den Nutzenden 
einen Dienst zur Verfügung stelle, 
der insbesondere in der Bereitstel-
lung eines Netzwerks von Lade-
punkten und der nachfolgenden 
Rechnungstellung bestehe, wo-
raus sich schließen lasse, dass 
den Letzteren in gewisser Weise 
Kredit für den Kauf von Elektrizität 
gewährt werde. Dieser Ansatz 
trägt insbesondere der Tatsache 
Rechnung, dass die Nutzenden 
aus Bedingungen wie der Qualität, 
der Menge, dem Zeitpunkt des 
Kaufs und der Art der Verwen-
dung der Elektrizität frei wählen 
können. 

Das Oberste Verwaltungsgericht 
hat beschlossen, das Verfahren 
auszusetzen und dem EuGH die 

Rechtssache zur Vorabentschei-
dung vorzulegen. Seine Fragen 
lauteten wie folgt: 

1.      Stellt eine Leistung an die 
Nutzenden eines Elektrofahr-
zeugs, die im Aufladen des Fahr-
zeugs an einem Ladepunkt be-
steht, eine Lieferung eines 
Gegenstands nach Art. 14 Abs. 1 
und Art. 15 Abs. 1 MwStSystRL 
dar? 

2.      Falls die erste Frage bejaht 
wird, ist dann eine solche Liefe-
rung in allen Abschnitten der Um-
satzkette, in die ein zwischenge-
schaltetes Unternehmen 
eingebunden ist, als gegeben an-
zunehmen, wenn die Umsatzkette 
in jedem Abschnitt mit einem Ver-
trag einhergeht, aber nur die Nut-
zenden des Fahrzeugs über Um-
stände wie die Menge, den 
Zeitpunkt und den Ort der Aufla-
dung sowie die Art der Verwen-
dung der Elektrizität entscheiden 
können? 

Aus den Entscheidungsgrün-
den 
Die Generalanwältin meinte, der 
EuGH sei in seinem Urteil vom 20. 
April 2023 (C‑282/22) der Ansicht 
gewesen, dass der komplexe Um-
satz, der in der Übertragung von 
Elektrizität an die Batterie eines 
Elektrofahrzeugs sowie im Zu-
gang zu den Ladevorrichtungen 
und zur notwendigen technischen 
sowie IT‑Unterstützung besteht, 
eine Lieferung von Gegenständen 
im Sinne der Art. 14 Abs. 1 und 15 
Abs. 1 MwStSystRL darstelle. Da-
mit scheine die erste Frage des 
vorlegenden Gerichts geklärt zu 
sein. Auf Ersuchen des EuGH 
würden sich die vorliegenden 
Schlussanträge daher auf die 
Würdigung der zweiten Frage be-
schränken. 

Nach Auffassung der Generalan-
wältin erbringe DCS zwei eigene 
und selbstständige Leistungen: 
eine Dienstleistungserbringung 
und eine Lieferung von Gegen-
ständen. Die 

Dienstleistungserbringung be-
stehe darin, Fahrenden von Elekt-
rofahrzeugen eine Karte oder Ap-
plikation zur Verfügung zu stellen, 
die die Informationen zum Netz-
werk von Ladepunkten enthält so-
wie den Zugang dazu ermögliche. 
Für diese Dienstleistungserbrin-
gung stelle DSC unabhängig da-
von, ob Elektrizität gekauft wird 
oder nicht, eine Rechnung mit ei-
ner feststehenden Gebühr. Auf 
Grundlage von Art. 43 der Mehr-
wertsteuerrichtlinie sei der Ort der 
„Erbringung“ dieser Dienstleistung 
in Deutschland, da die Dienstleis-
tungserbringerin dort ihren Sitz 
habe. 

Die mit der Lieferung von Elektrizi-
tät verbundenen Umsätze würden 
die Rechtsbeziehung zwischen 
dem jeweiligen Ladepunktbetrei-
ber und DCS und diejenige zwi-
schen DCS und dem jeweiligen 
Karten- bzw. Applikationsnutzer 
betreffen.  

Es kämen drei Möglichkeiten der 
Einordnung der in Rede stehen-
den Rechtsbeziehungen für die 
Zwecke ihrer mehrwertsteuerli-
chen Behandlung in Frage. 

Die erste davon ergebe sich aus 
der Auto Lease Holland-Recht-
sprechung. Diese Rechtspre-
chungslinie behandele Umsätze 
wie diejenigen zwischen DCS und 
den Karten- bzw. Applikationsnut-
zenden als Erbringung von 
Dienstleistungen der Kreditgewäh-
rung, die gemäß Art. 135 Abs. 1 
Buchst. b MwStSystRL von der 
Mehrwertsteuer befreit seien. Ein 
solcher Ansatz erscheine der Ge-
neralanwältin für die Behandlung 
der in Rede stehenden Umsätze 
unpassend.  

Die zweite Möglichkeit bestehe 
darin, die zwei Umsätze als aufei-
nanderfolgende Verkäufe zu be-
handeln, die beide Art. 14 Abs. 1 
MwStSystRL unterlägen; dies sei 
das sogenannte „Kauf- und Ver-
kaufsmodell“.  
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Die dritte Möglichkeit, die die Ge-
neralanwältin zu bevorzugen 
scheint, bestehe darin, die betref-
fenden Umsätze dahin zu verste-
hen, dass sie auf einem Kommis-
sionsvertrag im Sinne von Art. 14 
Abs. 2 Buchst. c MwStSystRL be-
ruhen. In der Sitzung sei diese 
Möglichkeit erörtert worden, ob-
wohl sie zuvor weder im Vor-
abentscheidungsersuchen noch 
durch die Verfahrensbeteiligten im 
schriftlichen Verfahren aufge-
bracht worden sei. Diese Lösung 
stellt nach Auffassung der Gene-
ralanwältin die Einordnung dar, 
die am besten auf die in Rede ste-
henden Umsätze passe.  

Wenn die beiden Voraussetzun-
gen (das Vorliegen eines Auftrags 
und die Gleichartigkeit der Leis-
tungen) des Art. 14 Abs. 2 Buchst. 
c MwStSystRL nach der Auffas-
sung des EuGH nicht erfüllt seien, 
sei stattdessen davon auszuge-
hen, dass die Lieferung von Elekt-
rizität an die Nutzenden als von 
dem Unternehmen erbracht gelte, 
das im Sinne des Art. 14 Abs. 1 
MwStSystRL  Nutzenden den Zu-
gang zu einem Netzwerk von La-
depunkten zur Verfügung stelle. 

Die Generalanwältin kommt also 
zu dem Ergebnis, dass das Aufla-
den eines Elektrofahrzeugs über 
ein Netzwerk von Ladepunkten, 
zu dem Nutzende über ein mit ei-
nem anderen Unternehmen als 
dem jeweiligen Ladepunkt abge-
schlossenes Abonnement Zugang 
haben, impliziert, dass die ver-
brauchte Elektrizität diesen Nut-
zenden vom genannten Betreiber 
geliefert wird und das Unterneh-
men, das den Zugang zu diesen 
Ladepunkten anbietet, als Kom-
missionär auftritt. 

Bitte beachten Sie:  
Mit seinem Urteil vom 20. April 
2023 – C-282/22 hat der EuGH 
bereits einen Fall zum E-Charging 
entschieden. Da die Lieferung von 
Strom den Hauptbestandteil die-
ser Leistung darstelle, handele es 

sich insgesamt um eine Lieferung 
von Gegenständen im Sinne von 
Art. 14 Abs. 1 MwStSystRL, wenn 
sie sich aus der Bereitstellung von 
Ladevorrichtungen für Elektrofahr-
zeuge – einschließlich der Verbin-
dung des Ladegeräts mit dem Be-
triebssystem des Fahrzeugs –, 
der Übertragung von Elektrizität 
mit entsprechend angepassten 
Parametern an die Batterien des 
Elektrofahrzeugs, der notwendi-
gen technischen Unterstützung für 
die betreffenden Nutzenden und 
der Bereitstellung von IT- Anwen-
dungen zusammensetze.  

Im vorliegenden Vorabentschei-
dungsersuchen besteht die Be-
sonderheit, dass die Ladestatio-
nen nicht von der Gesellschaft, 
sondern von einem Vertrags-
partner zur Verfügung gestellt 
werden. Erst nachdem die Gesell-
schaft die Rechnung von den Be-
treibern erhalten hat, stellt sie den 
Nutzenden monatliche Rechnun-
gen getrennt nach der Lieferung 
der Elektrizität und für den Zu-
gang zum Netzwerkservice aus. 
Der EuGH wird also die Frage zu 
beantworten haben, ob eine Liefe-
rung in allen Abschnitten der 
Transaktionskette anzunehmen 
ist, wenn nur die Nutzenden des 
Fahrzeugs über Umstände wie die 
Menge, den Zeitpunkt und den Ort 
der Aufladung sowie die Art der 
Verwendung der Elektrizität ent-
scheiden können. Etwas überra-
schend kommt die Generalanwäl-
tin in ihrer Stellungnahme zu dem 
Ergebnis, dass die Umsätze auf 
einem Kommissionsvertrag beru-
hen würden. Diese Idee war we-
der im Vorabentscheidungsersu-
chen noch in den schriftlichen 
Stellungnahmen der Beteiligten 
angesprochen worden. Offenbar 
hat man nach den Ausführungen 
der Generalanwältin aber darüber 
in der mündlichen Verhandlung 
beim EuGH gesprochen. Eine be-
merkenswerte, nicht alltägliche 
Entwicklung in einem EuGH-Ver-
fahren. Es darf mit Interesse 

verfolgt werden, ob der EuGH hier 
der Generalanwältin folgt.  

 

Bemessungsgrundlage für ent-
geltliche Sacheinlagen 
EuGH, Urteil vom 8. Mai 2024 – 
Rs. C-241/23 – P 

Das EuGH-Urteil betrifft die Be-
messungsgrundlage für entgeltli-
che Sacheinlagen von Gesell-
schaftern bzw. den damit 
zusammenhängenden Vorsteuer-
abzug bei der aufnehmenden Ge-
sellschaft. 

Sachverhalt 
P ist eine in Polen mehrwertsteu-
erpflichtige Gesellschaft, deren 
Gesellschaftskapital in Aktien zer-
legt ist. Zwischen Ende 2014 und 
Anfang 2015 nahm P eine Erhö-
hung des Gesellschaftskapitals 
durch Sacheinlagen vor, die von 
W und von B stammten. Genauer 
gesagt, schlossen diese beiden 
Gesellschaften mit P mehrere 
Verträge über die Übertragung 
von ihnen gehörenden Grundstü-
cken und eine Bareinlage im Aus-
tausch gegen Aktien von P. Diese 
Verträge sehen vor, dass die Ge-
genleistung für die Sacheinlagen 
auf das Kapital von P in Aktien 
von P zum Wert ihres Ausgabe-
preises besteht. Dieser Preis be-
trägt 35.287,19 Zloty (PLN), das 
heißt etwa 8.123 Euro, je Aktie. 
Bei der Preisfestsetzung stützten 
sich die Parteien auf den Wert der 
eingebrachten Grundstücke, wie 
er von einem Dritten anhand der 
Marktpreise ermittelt worden war. 

Dagegen befand das Finanzamt, 
dass die Bemessungsgrundlage, 
für die von W und von B im Rah-
men der Kapitalerhöhung von P 
geleisteten Einlagen unter Berück-
sichtigung des Nennwerts der Ak-
tien von P zu berechnen sei, der 
50 PLN, das heißt etwa 11,50 
Euro, je Aktie entspreche, und 
nicht unter Berücksichtigung ihres 
Ausgabewerts von 35.287,19 
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PLN, also ungefähr 8.123 Euro, je 
Aktie. Das Finanzamt sprach P 
damit das Recht auf Vorsteuerab-
zug der Mehrwertsteuer auf die 
betreffenden Einlagen bezogen 
auf den Betrag ab, der den auf der 
Grundlage des Nennwerts der Ak-
tien berechneten Betrag über-
stieg. 

Das mit der Sache befasste 
Oberste Verwaltungsgericht hatte 
Zweifel an der Auslegung des Uni-
onsrechts und hat dem EuGH die 
Sache zur Vorabentscheidung 
vorgelegt. 

Aus den Entscheidungsgrün-
den 
Nach dem EuGH ist Art. 73 MwSt-
SystRL dahin auszulegen, dass 
die Steuerbemessungsgrundlage 
für eine Einbringung von Grund-
stücken durch eine erste Gesell-
schaft in das Kapital einer zweiten 
Gesellschaft im Austausch gegen 
Aktien dieser zweiten Gesellschaft 
anhand des Ausgabewerts dieser 
Aktien zu bestimmen ist, wenn die 
Gesellschaften vereinbart haben, 
dass die Gegenleistung für diese 
Einbringung in das Kapital in die-
sem Ausgabewert besteht. 

Der EuGH begründet dies maß-
geblich damit, dass nach gefestig-
ter Rechtsprechung bei einer Lie-
ferung von Gegenständen gegen 
Entgelt die vom Steuerpflichtigen 
dafür tatsächlich erhaltene Ge-
genleistung die Steuerbemes-
sungsgrundlage ist. Diese Gegen-
leistung sei der subjektive, 
nämlich der tatsächlich erhaltene 
Wert und nicht ein nach objektiven 
Kriterien geschätzter Wert (vgl. in 
diesem Sinne Urteil vom 19. De-
zember 2012, Orfey, C‑549/11, 
Rn. 44 und die dort angeführte 
Rechtsprechung). 

Bitte beachten Sie: 
Der EuGH macht hier erneut 
grundlegende Ausführungen zur 
Bemessungsgrundlage bei der 
Mehrwertsteuer, die im deutschen 
Recht (§ 10 UStG) zu 

berücksichtigen sind. Darüber hin-
aus enthält das Urteil auch Einzel-
heiten zum Leistungsaustausch 
und dem unmittelbaren Zusam-
menhang zwischen der Übertra-
gung von Grundstücken und der 
Zuteilung von Aktien, wobei der 
Schwerpunkt der Entscheidung 
darin liegt, die Bewertung dieser 
Aktien bei der Bemessungsgrund-
lage für die Mehrwertsteuer zu be-
stimmen. Hier schließt sich der 
EuGH dem Standpunkt der Steu-
erpflichtigen an, wonach im kon-
kreten Fall der Ausgabewert maß-
gebend sei.    

 

Sanktionscharakter bei verspä-
teter Stellung eines Antrags auf 
Registrierung der Mehrwert-
steuer  
EuGH, Urteil vom 11. April 2024 – 
Rs. C-122/23 – Legafact 

Das EuGH-Urteil betrifft die 
Rechtsfolgen einer zu späten 
mehrwertsteuerlichen Registrie-
rung im Zusammenhang mit der 
Kleinunternehmerregelung. 

Sachverhalt 
Die bulgarische Gesellschaft Le-
gafact ist in der Unternehmensbe-
ratung tätig. Sie war zunächst 
nicht für die Zwecke der Mehr-
wertsteuer registriert. Am 21. Au-
gust 2018 stellte sie vier Rech-
nungen mit dem Gegenstand 
„Vergütung aus dem Vertrag vom 
30. November 2012“ in Höhe von 
insgesamt 114.708 BGN (etwa 58 
600 Euro) aus, die als „Einnah-
men aus Verkäufen von Dienst-
leistungen“ verbucht wurden. Am 
23. und 24. August 2018 stellte 
Legafact zwei weitere Rechnun-
gen mit demselben Gegenstand 
und in einer Gesamthöhe von 
57.004 BGN (etwa 29.100 Euro) 
aus, die in gleicher Weise ver-
bucht wurden. 

Am 3. September 2018 bean-
tragte Legafact die obligatorische 
mehrwertsteuerliche 

Registrierung. Die für Einnahmen 
zuständige Stelle erließ am 14. 
September 2018 einen Bescheid 
über die obligatorische Registrie-
rung, mit dem die Gesellschaft mit 
Wirkung vom 19. September 2018 
für die Zwecke der Mehrwert-
steuer registriert wurde. 

Die für Einnahmen zuständige 
Stelle stellte fest, dass mit der 
Ausstellung einer der Rechnun-
gen vom 21. August 2018 über ei-
nen Betrag von 34.202 BGN (etwa 
17.500 Euro) die Schwelle für den 
steuerbaren Umsatz von 50.000 
BGN (etwa 25.600 Euro), ab der 
die mehrwertsteuerliche Registrie-
rung obligatorisch sei, überschrit-
ten worden  und  die in dieser 
Rechnung ausgewiesene Liefe-
rung nach bulgarischem Recht 
steuerpflichtig sei. 

Der für Einnahmen zuständigen 
Stelle zufolge hätte Legafact ge-
mäß bulgarischem Recht inner-
halb von sieben Tagen ab dem 
Tag, an dem ihr steuerbarer Um-
satz diese Schwelle erreicht habe, 
das heißt spätestens am 28. Au-
gust 2018, einen Antrag auf mehr-
wertsteuerliche Registrierung stel-
len müssen, was sie nicht getan 
habe. Auf der Grundlage des bul-
garischen Rechts war die ge-
nannte Stelle der Ansicht, dass 
die Gesellschaft für die steuerba-
ren Lieferungen, mit denen sie 
den steuerbaren Umsatz von 50 
000 BGN (etwa 25.600 Euro) 
überschritten habe, ab dem Tag 
der Überschreitung bis zu dem 
Tag, an dem sie für mehrwertsteu-
erlich registriert worden sei, 
Steuer schulde. 

Daher erließ die für Einnahmen 
zuständige Stelle am 27. Dezem-
ber 2019 einen Steuerprüfungsbe-
scheid, mit dem sie für den Steu-
erzeitraum August 2018 eine 
Mehrwertsteuerschuld von Le-
gafact in Höhe von 24.701,66 
BGN (etwa 12.600 Euro) als 
Hauptforderung und 3.218,33 
BGN (etwa 1.650 Euro) als Zinsen 
für von ihr bewirkte steuerbare 
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Lieferungen ab dem 21. August 
2018 bis zum Tag der tatsächli-
chen mehrwertsteuerlichen Re-
gistrierung festsetzte. Das mit die-
ser Sache befasste Oberste 
Verwaltungsgericht hat die 
Rechtssache dem EuGH zur Vor-
abentscheidung vorgelegt. 

Aus den Entscheidungsgrün-
den 
Gemäß EuGH steht die MwStSys-
tRL nicht einer von einem Mit-
gliedstaat gemäß Art. 287 MwSt-
SystRL erlassenen nationalen 
Regelung entgegen, wonach die 
Gewährung der in dieser Richtlinie 
für Kleinunternehmen vorgesehe-
nen Befreiung von der Mehrwert-
steuer davon abhängt, dass ein 
Steuerpflichtiger, dessen Jahres-
umsatz oder dessen während ei-
nes Zeitraums von zwei aufeinan-
derfolgenden Monaten erzielter 
Umsatz den für diesen Mitglied-
staat in dieser Bestimmung ange-
gebenen Betrag übersteigt, inner-
halb einer vorgeschriebenen Frist 
die mehrwertsteuerliche Registrie-
rung beantragt. 

Ferner steht die MwStSystRL ei-
ner nationalen Regelung nicht ent-
gegen, wonach der Verstoß eines 
Steuerpflichtigen gegen die Ver-
pflichtung, in den oben genannten 
Fällen fristgerecht die mehrwert-
steuerliche Registrierung zu bean-
tragen, zur Entstehung einer Steu-
erschuld führt. Dies gilt, sofern 
diese Regelung – wenn und so-
weit sie sich nicht darauf be-
schränkt, die Mehrwertsteuer auf 
die Umsätze zu erheben, die wäh-
rend des Zeitraums bewirkt wur-
den, in dem diese Steuer berech-
net worden wäre, wäre der 
Steuerpflichtige seiner Pflicht zur 
mehrwertsteuerlichen Registrie-
rung fristgerecht nachgekommen 
– zum einen den Grundsatz der 
Effektivität der Bekämpfung von 
Verstößen gegen die harmonisier-
ten Vorschriften auf dem Gebiet 
der Mehrwertsteuer beachtet und 
zum anderen den Anforderungen 
an die Verhältnismäßigkeit nach 

der Rechtsprechung des EuGH 
genügt. 

Bitte beachten Sie:  
1. Bei dem EuGH-Urteil ging es im 
Wesentlichen um die Vorausset-
zungen für die Anwendung der 
bulgarischen Kleinunternehmerre-
gelung im Zusammenhang mit 
den dort geltenden Registrie-
rungspflichten und Sanktionsmög-
lichkeiten.  

2. Ab 1. Januar 2025 soll die 
Kleinunternehmer-Regelung in der 
EU und damit auch in Deutsch-
land neu gefasst werden (JStG 
2024, vgl. Hinweis am Ende des 
Newsletters). Bislang konnten nur 
im Inland ansässige Unternehmer 
die Kleinunternehmerregelung des 
§ 19 UStG im Inland in Anspruch 
nehmen. Die Neuregelung ermög-
licht es, dass auch im übrigen Ge-
meinschaftsgebiet ansässige Un-
ternehmer die Kleinunternehmer-
regelung in Deutschland anwen-
den können. Damit im Inland an-
sässige Unternehmer die Steuer-
befreiung in einem anderen 
Mitgliedstaat in Anspruch nehmen 
können, wird ein besonderes Mel-
deverfahren eingeführt. Zuständig 
für die Durchführung des Melde-
verfahrens und die unionsrechtlich 
vorgeschriebene Zusammenarbeit 
mit den anderen Mitgliedstaaten 
soll das Bundeszentralamt für 
Steuern sein. Die zwingend erfor-
derliche Umsetzung der RL 
2020/285/EU vom 18. Februar 
2020 wird darüber hinaus in 
Deutschland zum Anlass genom-
men, die Sonderregelung für 
Kleinunternehmer neu zu konzi-
pieren. Es bleibt abzuwarten, wie 
die anderen Mitgliedstaaten die 
neue Kleinunternehmerregelung 
umsetzen werden.  

Nach dem ab 1. Januar 2025 ge-
planten § 19 Absatz 4 UStG n.F. 
kann auch ein im übrigen Gemein-
schaftsgebiet ansässiger Unter-
nehmer, dessen Jahresumsatz im 
Gemeinschaftsgebiet den 

unionsrechtlich vorgegebenen 
Grenzwert von 100.000 Euro im 
vorangegangenen Kalenderjahr 
nicht überschritten hat und im lau-
fenden Kalenderjahr nicht über-
schreitet, für seine inländischen 
(in Deutschland bewirkten) Um-
sätze die Kleinunternehmerrege-
lung nach Absatz 1 in Anspruch 
nehmen. Voraussetzung hierfür 
ist, dass seine inländischen Um-
sätze unter den in § 19 Absatz 1 
Satz 1 UStG n.F genannten Beträ-
gen liegen und ihm für die Steuer-
befreiung in Deutschland von sei-
nem Ansässigkeitsstaat eine 
insoweit gültige Identifikations-
nummer für Kleinunternehmer er-
teilt oder bestätigt wurde. Die Prü-
fung des Jahresumsatzes im 
Gemeinschaftsgebiet obliegt dem 
Ansässigkeitsstaat. Überschreitet 
der Jahresumsatz im Gemein-
schaftsgebiet 100.000 Euro, soll 
die Steuerbefreiung ab diesem 
Zeitpunkt keine Anwendung mehr 
finden.  

 

NEUES VOM BMF 

Online-Veranstaltungsdienst-
leistungen im B2C-Bereich 
BMF, Schreiben vom 29. April 
2024 – III C 3 – S 7117-j/21/10002 
:004 

Nach dem BMF-Schreiben gilt für 
Online-Veranstaltungsdienstleis-
tungen im B2C-Bereich, insbeson-
dere auch auf dem Gebiet der 
Kunst und Kultur, Folgendes: 

Vorproduzierte Inhalte 
Bei der Bereitstellung einer – auch 
vorproduzierten – Aufzeichnung 
einer Veranstaltung durch einen 
Unternehmer (Veranstalter) in di-
gitaler Form, die durch den Emp-
fänger individuell zu einem späte-
ren festen oder frei wählbaren 
Zeitpunkt abgerufen werden kann 
und ausschließlich über das Inter-
net oder ein ähnliches elektroni-
sches Netz übertragen wird, han-
dele es sich um eine auf 
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elektronischem Weg erbrachte 
sonstige Leistung im Sinne des § 
3a Absatz 5 Satz 2 Nummer 3 
UStG. Der Ort bestimme sich 
nach § 3a Absatz 5 Satz 1 UStG, 
wenn der Leistungsempfänger ein 
Nichtunternehmer sei. 

Demgegenüber stelle die Verbrei-
tung und Weiterverbreitung von 
bereitgestellten vorproduzierten 
Inhalten im Internet eine Rund-
funk- bzw. Fernsehdienstleistung 
dar, wenn diese Inhalte zeitgleich 
durch einen Rundfunk- oder Fern-
sehsender übertragen werden (Ar-
tikel 7 Absatz 3 i. V. m Artikel 6b 
Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe 
b MwStVO). Der Ort dieser Rund-
funk- und Fernsehdienstleistung 
im Sinne des § 3a Absatz 5 Satz 2 
Nummer 2 UStG bestimme sich, 
wenn der Leistungsempfänger ein 
Nichtunternehmer sei, ebenfalls 
nach § 3a Absatz 5 Satz 1 UStG. 

Für diese auf elektronischem Weg 
erbrachten Dienstleistungen oder 
Rundfunk- bzw. Fernsehdienst-
leistungen komme weder die 
Steuerbefreiung nach § 4 Num-
mer 20 UStG in Betracht, noch sei 
die Anwendung eines ermäßigten 
Steuersatzes zulässig. Die Ermä-
ßigung nach § 12 Absatz 2 Num-
mer 14 UStG sei nicht einschlä-
gig, da Veröffentlichungen, die 
vollständig oder im Wesentlichen 
aus Videoinhalten oder hörbarer 
Musik bestehen, hiervon ausge-
nommen seien. 

Live-Streaming 
Bei der Bereitstellung eines Live-
Streaming-Angebotes einer Ver-
anstaltung durch einen Unterneh-
mer (Veranstalter), das parallel zu 
bzw. anstelle der „Vor-Ort“-Veran-
staltung und in Echtzeit erfolge, 
handele es sich um eine sonstige 
Leistung (keine auf elektroni-
schem Weg erbrachte Dienstleis-
tung) im Sinne des § 3a Absatz 3 
Nummer 3 Buchstabe a UStG. 
Werde diese Leistung an Nichtun-
ternehmer erbracht, gelte als Leis-
tungsort der Ort, an dem der Leis-
tungsempfänger seinen Wohnsitz, 

seinen gewöhnlichen Aufenthalts-
ort oder seinen Sitz hat. 

Für Live-Streaming-Angebote von 
Veranstaltungen sei die Steuerbe-
freiung nach § 4 Nummer 20 
Buchstabe a und b UStG anwend-
bar, sofern die Umsätze von einer 
nach dieser Vorschrift begünstig-
ten Einrichtung erbracht werden. 
Maßgeblich für diese Beurteilung 
sei die Interaktion mit dem Publi-
kum, die neben verschiedenen 
Bekundungen wie Beifall, Zugabe 
etc., ggf. auch über Button-Funkti-
onen oder soziale Netzwerke, 
aber auch im bloßen Zuhören be-
stehen könne und ausschließlich 
in Echtzeit stattfinde.  

Sofern die Umsätze nicht von ei-
ner nach § 4 Nummer 20 UStG 
begünstigten Einrichtung erbracht 
werden, komme für den Verkauf 
einer digitalen Eintrittsberechti-
gung zu einem Live-Streaming-
Angebot die Steuersatzermäßi-
gung nach § 12 Absatz 2 Nummer 
7 Buchstabe a UStG in Betracht. 

Dienstleistungskommission 
Gerade im Bereich der Musikver-
anstaltungen wie Konzerten und 
Orchesteraufführungen komme es 
vor, dass deren digitale Bereitstel-
lung – als Live-Stream oder als 
Aufzeichnung – auch über externe 
Veranstaltungsportale oder an-
dere Dritte erfolgt. In diesem Fall 
sei zu prüfen, ob eine Dienstleis-
tungskommission im Sinne des § 
3 Absatz 11 oder Absatz 11a 
UStG vorliege.  

Dies sei der Fall, wenn ein ande-
rer Unternehmer als der Veran-
stalter in die Erbringung der sons-
tigen Leistung (Bereitstellung von 
Live-Streaming-Angeboten oder 
Aufzeichnungen) eingeschaltet 
werde und dieser im eigenen Na-
men, jedoch für fremde Rechnung 
handele (§ 3 Absatz 11 UStG) 
oder ein Unternehmer in die Er-
bringung der sonstigen Leistung 
(Bereitstellung von Live-
Streaming-Angeboten oder Auf-
zeichnungen) eingeschaltet 

werde, die über ein Telekommuni-
kationsnetz, eine Schnittstelle 
oder ein Portal erbracht wird (§ 3 
Absatz 11a UStG). 

Erfolge das Live-Streaming-Ange-
bot im Rahmen einer Dienstleis-
tungskommission nach § 3 Absatz 
11 oder Absatz 11a UStG, seien 
die leistungsbezogenen Merkmale 
der Steuerbefreiung oder -ermäßi-
gung auf die an den Auftragneh-
mer erbrachte und die von ihm 
ausgeführte Leistung anzuwen-
den. Besorge ein Unternehmer für 
Dritte Leistungen, für die die Be-
freiungsvorschrift des § 4 Nummer 
20 Buchstabe a UStG zur Anwen-
dung kommt, seien auch die Be-
sorgungsleistungen an die Abneh-
mer nach § 4 Nummer 20 
Buchstabe a UStG steuerbefreit. 
Personenbezogene Merkmale der 
an der Leistungskette Beteiligten 
seien weiterhin für jede Leistung 
innerhalb einer Dienstleistungs-
kommission gesondert in die um-
satzsteuerrechtliche Beurteilung 
einzubeziehen. 

Leistungsumfang und Bemes-
sungsgrundlage bei Leistungs-
kombinationen 
Ob es sich bei der neben der Be-
reitstellung eines Live-Streams –
mit und ohne Interaktionsmöglich-
keit – angebotenen weiteren Leis-
tung in Form einer Aufzeichnung, 
die zu einem späteren, vom Nut-
zer gewählten Zeitpunkt abgeru-
fen werden kann, um eine selb-
ständige, getrennt zu beurteilende 
Leistung oder – zusammen mit 
der Bereitstellung des Live-
Streams – um eine einheitliche 
Leistung handele, sei nach den 
allgemeinen Regelungen zur Ein-
heitlichkeit der Leistung zu beur-
teilen. Danach sei das Wesen des 
fraglichen Umsatzes zu ermitteln, 
um festzustellen, ob der Unter-
nehmer dem Leistungsempfänger 
gegenüber mehrere selbständige 
Hauptleistungen oder eine einheit-
liche Leistung erbringe. Nach der 
Rechtsprechung sei dabei auf die 
Sicht des Durchschnittsverbrau-
chers abzustellen. Entscheidend 
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sei der wirtschaftliche Gehalt der 
erbrachten Leistungen. In der Re-
gel sei jede Leistung als selbstän-
dige Leistung zu betrachten. Zur 
Abgrenzung würden folgende 
Grundsätze gelten: 

Einheitliche Leistung eigener Art 

Bei der kombinierten Bereitstel-
lung eines Live-Streams (mit und 
ohne Interaktionsmöglichkeit) und 
einer Aufzeichnung, die zu einem 
späteren, vom Nutzenden gewähl-
ten Zeitpunkt abgerufen werden 
kann, handele sich um eine Leis-
tung eigener Art, die insgesamt 
dem allgemeinen Steuersatz un-
terliegt. Eine Aufteilung des Ent-
gelts komme nicht in Betracht. 

Selbständige Leistungen 

Werde dagegen neben der Bereit-
stellung eines Live-Streams – mit 
und ohne Interaktionsmöglichkeit 
– gegen Zahlung eines gesonder-
ten Entgelts oder aber eines Auf-
preises zusätzlich die Aufzeich-
nung, die zu einem späteren, vom 
Nutzenden gewählten Zeitpunkt 
abgerufen werden kann, angebo-
ten, lägen zwei selbstständige 
Leistungen vor, die getrennt zu 
beurteilen seien.  

Lägen selbstständige Hauptleis-
tungen vor, die unterschiedlich zu 
besteuern seien, und werde für 
diese ein einheitliches Nutzungs-
entgelt erhoben, so sei das Ent-
gelt auf die einzelnen Leistungen 
aufzuteilen. 

Sofern der Abruf einer Aufzeich-
nung nur durch Zahlung eines 
Aufschlags auf das ohnehin zu 
entrichtende Entgelt möglich sei, 
können die Beträge den Leistun-
gen eindeutig zugeordnet werden, 
sodass es keiner Aufteilung be-
dürfe. 

Anwendung auf weitere Online-
Dienstleistungsangebote 
Die vorgenannten Ausführungen 
seien auch auf andere Online-
Dienstleistungsangebote, zum 

Beispiel im Bildungsbereich und 
im Gesundheitsbereich, anwend-
bar. Den obigen Ausführungen 
entsprechend seien die unmittel-
bar dem Schul- und Bildungs-
zweck dienenden Leistungen un-
ter den weiteren Voraussetzungen 
des § 4 Nummer 21 und Nummer 
22 UStG dann umsatzsteuerfrei, 
wenn die Unterrichtsleistung im 
Rahmen eines Live-Streaming-
Angebots interaktiv erbracht 
werde. Auch Online-Sprechstun-
den per Video-Stream mit einem 
direkten Austausch zwischen dem 
Patienten und dem Arzt seien un-
ter den weiteren Voraussetzungen 
des § 4 Nummer 14 UStG als 
Heilbehandlungsleistungen um-
satzsteuerfrei. 

Anwendungsregelungen 
Die Grundsätze dieses Schrei-
bens sind nach dem BMF in allen 
offenen Fällen anzuwenden. 

Für Leistungen, die vor dem 1. 
Juli 2024 bewirkt werden, wird es 
nicht beanstandet, wenn die Be-
teiligten im Hinblick auf den Leis-
tungsort, die Umsatzsteuerbefrei-
ungen nach § 4 Nummer 14, 20, 
21 und 22 Buchstabe a UStG 
bzw. den ermäßigten Umsatzsteu-
ersatz nach § 12 Absatz 2 Num-
mer 7 Buchstabe a UStG überein-
stimmend von anderen 
Grundsätzen ausgegangen sind. 

Bitte beachten Sie: 
1. Coronabedingt hat sich bei be-
stimmten Veranstaltungen neben 
der physischen Präsenz von Teil-
nehmenden die Online-Teilnahme 
verstärkt. Außerdem gibt es bei 
vielen Veranstaltern die Möglich-
keit, durch Live-Stream oder 
durch den Verkauf vorproduzierter 
Inhalte, die später zu einem frei 
wählbaren Zeitpunkt angeschaut 
werden können, an der Veranstal-
tung teilzuhaben. Sofern es sich 
um ein Kombiangebot – Live-
Stream mit individuellem Abruf der 
Aufzeichnung – handelt, vertritt 
das BMF die Auffassung, dass 
eine komplexe Leistung eigener 

Art vorliege und der Regelsteuer-
satz anzuwenden sei. Werde hin-
gegen eine Aufzeichnung gegen 
gesondertes Entgelt bereitgestellt, 
handele es sich neben dem Live-
Stream um eine weitere selbst-
ständige, getrennt zu beurteilende 
Leistung, bei der das Gesamtent-
gelt entsprechend aufzuteilen sei. 
Diese Vorgaben hat das BMF mit 
einer sehr kurzen Übergangsrege-
lung bis lediglich zum 30. Juni 
2024 versehen.  

2. Für Influencer kann das BMF-
Schreiben positiv sein, weil sie 
ihre Leistungen meistens im Rah-
men von Dienstleistungskommis-
sionen über Plattformen (B2B-
Umsatz) erbringen. Haben die In-
fluencer bisher deutsche Umsatz-
steuer abgeführt, können sie sich 
diese möglicherweise vom Fi-
nanzamt erstatten lassen. Inländi-
sche Plattformen müssen insoweit 
prüfen, ob sie als zwischenge-
schaltetes Glied einer Leistungs-
kette in Betracht kommen (vgl. 
EuGH-Urteil vom 28. Februar 
2023 C-695/20).  

3. Die MwSt-SystRL hat ab 1. Ja-
nuar 2025 eine neue Ortsvor-
schrift. Danach sind Dienstleistun-
gen an Verbraucherinnen und 
Verbraucher, die per Streaming 
oder auf andere Weise virtuell 
übertragen werden, an dem An-
sässigkeitsstaats des Leistungs-
empfängers (Verbrauch) zu ver-
steuern (vgl. Art. 54 Abs 1 
Unterabschnitt 2 MwStSystRL 
n.F.). Dies wird dann gleichfalls im 
JStG 2024 umgesetzt werden. 
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IN KÜRZE 

Vorsteuervergütungsverfahren 
in der EU 
EuGH, Urteil vom 16. Mai 2024 – 
Rs. C-746/22 – Slovenské Ener-
getické Strojárne 

Der EuGH kommt zum Vorsteuer-
vergütungsverfahren in der EU 
nach der Richtlinie 2008/9/EG zu 
folgendem Ergebnis: 

Art. 23 Abs. 2 Unterabs. 1 der 
Richtlinie 2008/9/EG ist im Lichte 
der Grundsätze der Neutralität der 
Mehrwertsteuer und der Effektivi-
tät dahin auszulegen, dass er ei-
ner nationalen Regelung entge-
gensteht, nach der es einem 
Steuerpflichtigen, der einen An-
trag auf Erstattung der Mehrwert-
steuer gestellt hat, verwehrt ist, in 
der Rechtsbehelfsphase bei einer 
Steuerbehörde zweiter Instanz zu-
sätzliche Informationen im Sinne 
von Art. 20 dieser Richtlinie vorzu-
legen, die die Steuerbehörde ers-
ter Instanz angefordert hat und die 
der Steuerpflichtige dieser Be-
hörde nicht innerhalb der in Art. 
20 Abs. 2 der Richtlinie vorgese-
henen Frist von einem Monat vor-
gelegt hat, da es sich bei dieser 
Frist nicht um eine Ausschlussfrist 
handelt. 

Art. 23 der Richtlinie 2008/9/EG 
ist dahin auszulegen, dass er ei-
ner nationalen Regelung nicht ent-
gegensteht, nach der eine Steuer-
behörde das Verfahren zur 
Erstattung der Mehrwertsteuer 
einstellen muss, wenn der Steuer-
pflichtige nicht innerhalb der Frist 
die von dieser Behörde gemäß 
Art. 20 dieser Richtlinie angefor-
derten zusätzlichen Informationen 
vorgelegt hat und der Erstattungs-
antrag in Ermangelung dieser In-
formationen nicht beurteilt werden 
kann, sofern die Einstellungsent-
scheidung als Ablehnung dieses 
Erstattungsantrags im Sinne von 
Art. 23 Abs. 1 dieser Richtlinie an-
gesehen wird und mit einem Ein-
spruch angefochten werden kann, 
der die Voraussetzungen von Art. 

23 Abs. 2 Unterabs. 1 dieser 
Richtlinie erfüllt. 

 

Zuordnung der bewegten Liefe-
rung im Reihengeschäft, gebro-
chene Beförderung  
BFH, Beschluss vom 22. Novem-
ber 2023, XI R 1/20 

Der BFH kommt für die Frage der 
Zuordnung der bewegten Liefe-
rung in einem Reihengeschäft zu 
folgendem Ergebnis: 

1. Bei einem Reihengeschäft mit 
drei Beteiligten (X, Y und Z) und 
zwei Lieferungen (X an Y sowie Y 
an Z) müsse der Ersterwerber (Y) 
zu einem Rechtsstreit des ersten 
Lieferers (X) mit seinem Finanz-
amt nicht nach § 60 Abs. 3 Satz 1 
FGO notwendig beigeladen wer-
den. 

2. Für die Frage, welcher Liefe-
rung im Rahmen eines solchen 
Reihengeschäfts die Warenbewe-
gung zuzuordnen ist, wäre nach 
altem Recht im Rahmen einer Ge-
samtwürdigung aller Umstände 
des Einzelfalls maßgeblich, ob der 
Ersterwerber (Y) dem Zweiterwer-
ber (Z) die Befähigung, wie ein Ei-
gentümer über den Gegenstand 
zu verfügen, im Inland übertragen 
hat (vgl. BFH-Urteil vom 
25.02.2015 - XI R 15/14, BStBl II 
2023, 514, Leitsatz 2). 

3. Ein ordnungsgemäß ausgestell-
ter und unterzeichneter Fracht-
brief erbringe nach Art. 9 Abs. 1 
CMR keinen Beweis darüber, ob 
der Ersterwerber (Y) dem Zweiter-
werber (Z) die Befähigung, wie ein 
Eigentümer über den Gegenstand 
zu verfügen, im Inland übertragen 
hat. 

4. Ob eine "gebrochene" Versen-
dung vorliegt, spiele für die Frage, 
ob der Ersterwerber (Y) dem 
Zweiterwerber (Z) die Befähigung, 
wie ein Eigentümer über den Ge-
genstand zu verfügen, im Inland 
übertragen hat, keine Rolle. 

Bitte beachten Sie:  
Das BFH-Urteil befasst sich mit 
der Zuordnung der Warenbewe-
gung im Rahmen eines grenz-
überschreitenden Reihenge-
schäfts nach der alten Regelung 
des § 3 Abs. 6 Satz 6 UStG, die 
bis zum 31.12.2019 galt. 

Im Streitfall wurden die Gegen-
stände von Deutschland zunächst 
in ein Lager in den Niederlanden 
transportiert und von dort nach 
Kasachstan, so dass eine gebro-
chene Beförderung fraglich war. 
Der BFH meinte hierzu, unabhän-
gig davon, ob hier eine gebro-
chene Beförderung vorliege, sei 
bereits in Deutschland die Verfü-
gungsmacht an den Letzterwerber 
Z übergegangen, sodass X in 
Deutschland keine innergemein-
schaftliche, steuerfreie Lieferung 
beanspruchen könne. Auch im 
Fall einer „gebrochenen“ Versen-
dung komme es darauf an, ob der 
Ersterwerber dem Zweiterwerber 
die Verfügungsmacht bereits im 
Inland verschafft habe. Der Ort 
der Lieferung von X an Y sei nach 
§ 3 Abs. 7 Satz 2 UStG im Inland. 
Der Art. 36a MwStSystRL dürfte 
an der Auffassung des BFH nichts 
ändern, weil er ausdrücklich nur 
eine Regelung für den Zwischen-
händler trifft, der die Gegenstände 
befördert oder versendet und kei-
nen Anhaltspunkt dafür bietet, wie 
bei einer gebrochenen Beförde-
rung zu verfahren ist.   

 

Referentenentwurf zum Jah-
ressteuergesetz 2024 (JStG 
2024) veröffentlicht 

Am 17. Mai 2024 hat das BMF 
den Referentenentwurf zum JStG 
2024 veröffentlicht. Hier sind zahl-
reiche Änderungen bei der Um-
satzsteuer vorgesehen (www.bun-
desfinanzfinisterium.de).   

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2024-05-17-JStG-2024/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2024-05-17-JStG-2024/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Reinhören: Umsatzsteuer Pod-
cast „VAT to go“  

Zum 1. Januar 2025 wird in 
Deutschland schrittweise die  
E-Rechnung eingeführt. Die Ver-
pflichtung betrifft nahezu alle in-
ländischen Umsätze im B2B-Be-
reich.  

Darüber sprechen unsere Steuer-
expert:innen Kathrin Feil, Nancy 
Schanda und Christopher Böcker 
in der Sonderausgabe unseres 
Umsatzsteuer-Podcasts „VAT to 
go“ –auf Spotify und SoundCloud.  

 

AUS ALLER WELT 

TaxNewsFlash Indirect Tax 
KPMG-Beiträge zu indirekten 
Steuern aus aller Welt 

Die nachfolgenden und weitere 
Beiträge finden Sie hier. 

14 May - KPMG report: Impact of 
Brazil's indirect tax reform pro-
posal on nonresidents 

9 May - EU: New draft of EU VAT 
reform (VAT in the Digital Age 
(ViDA)) 

6 May - Brazil: Draft regulations to 
introduce new dual VAT regime 

2 May - Estonia: Draft legislation 
proposes mandatory issuance of 
e-invoice by sellers upon request 
of clients 

29 Apr - EU: Working paper on 
VAT treatment of “crypto art” 

26 Apr - Poland: New deadlines 
for e-invoicing mandate an-
nounced 

22 Apr - Austria: Guidance on 
VAT exemption for board re-
numeration; other recent direct 
and indirect tax developments 

11 Apr - Italy: Scope of self-disclo-
sure regime extended to certain 
VAT-registered companies and 
deadline extended to 31 May 
2024 

 

VERANSTALTUNGEN 

Praxisforum Tax Tech 

18. Juni 2024 in den Design 
Offices Köln Mediapark 

Technologielösungen im Pra-
xiseinsatz 

Zunehmend mehr Unternehmen 
nutzen Technologielösungen zur 
Bearbeitung steuerlicher Themen, 
von der SAP S/4HANA-Implemen-
tierung bis zur Prozessautomati-
sierung mittels generativer AI. Im 
Rahmen des Praxisforums Tax 
Tech berichten Unternehmensver-
treter:innen über erfolgreich ein-
gesetzte Anwendungen. Vorge-
stellt werden unter anderem 
Eigenentwicklungen auf Basis von 
Low-Code-Lösungen, KI-Anwen-
dungen und weitere Lösungen un-
terschiedlicher Anbieter. 

Profitieren Sie von den Erfahrun-
gen aus der Praxis und besuchen 
Sie uns  

am 18. Juni von 10 – 18 Uhr in 
den Design Offices im Mediapark 
Köln 

Das Praxisforum ist eine Veran-
staltung von KPMG in Koopera-
tion mit dem „Institut für Digitali-
sierung im Steuerrecht e.V.“. 
Neben vielen spannenden Praxis-
fällen bietet sie auch Raum für 

Fragen, Diskussionen und den 
Austausch untereinander. 

Weitere Informationen zur Regist-
rierung finden Sie hier. 

https://open.spotify.com/show/1h3m2941mU0VUSSpH48laL
https://soundcloud.com/user-769641492
https://home.kpmg/us/en/home/insights/2018/05/taxnewsflash-indirect-tax.html
https://kpmg.com/de/de/home/events/2024/06/praxisforum-tax-tech.html
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Internationales Netzwerk  
von KPMG  
Auf der Website von KPMG In-
ternational** finden Sie frei zu-
gänglich viele wichtige Hin-
weise zum Umsatzsteuerrecht 
im In- und Ausland. Insbeson-
dere können Sie den Tax-
NewsFlash Indirect Tax und 
den TaxNewsFlash Trade & 
Customs bestellen, die zu die-
sen Themen News aus aller 
Welt enthalten. Gerne beraten 
wir Sie mithilfe unseres Netz-
werks zu internationalen Fra-
gestellungen.  
 
Unsere Website / LinkedIn 
Besuchen Sie für aktuelle Infor-
mationen auch unsere Website 
sowie unsere LinkedIn-Seite 
Indirect Tax Services. 
* Trade & Customs 

** Bitte beachten Sie, dass KPMG Internatio-
nal keine Dienstleistungen für Mandanten er-
bringt. 
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